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Entgelt 

§ 19. (1) Das Monatsentgelt für vollbeschäftigte Landesvertragslehrpersonen im Pädagogischen 
Dienst beträgt: 
 

in der 
Entlohnungs-

stufe 
Euro 

1 3 636,4 

2 4 138,2 

3 4 641,2 

4 5 144,3 

5 5 647,6 

6 6 150,9 

7 6 461,6 

 

(2) Bei der Anwendung des § 15 VBG gelten 

 1. Vertragsbedienstete im Pädagogischen Dienst, die einen Bachelor of Education im Ausmaß von 
180 oder 240 ECTS-Anrechnungspunkten gemäß § 65 Abs. 1 des Hochschulgesetzes 2005 
erworben haben, als Vertragsbedienstete, die eine Hochschulbildung gemäß Z 1.12a der Anlage 1 
zum BDG 1979 aufweisen, 
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 2. Vertragsbedienstete im Pädagogischen Dienst, die ein Masterstudium gemäß § 65 Abs. 1 des 
Hochschulgesetzes 2005 abgeschlossen haben, als Vertragsbedienstete, die eine 
Hochschulbildung gemäß Z 1.12 der Anlage 1 zum BDG 1979 aufweisen, 

 3. Vertragsbedienstete im Pädagogischen Dienst, die ein Diplom einer öffentlichen oder mit dem 
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Pädagogischen, Berufspädagogischen, Land- und 
forstwirtschaftlichen berufspädagogischen oder Religionspädagogischen Akademie gemäß dem 
Akademien-Studiengesetz 1999 – AStG, BGBl. I Nr. 94/1999, erworben sowie einen Lehrgang 
zur hochschulischen Nachqualifizierung im Gesamtausmaß von 39 ECTS-Anrechnungspunkten 
gemäß § 65a HG absolviert haben, als Vertragsbedienstete, die eine Hochschulbildung gemäß 
Z 1.12a der Anlage 1 zum BDG 1979 aufweisen. 

(2a) Der Erwerb eines Bachelorgrades nach Abschluss eines Lehramtsstudiums im Ausmaß von 
180 ECTS-Anrechnungspunkten gemäß § 65 HG und die Absolvierung eines Erweiterungsstudiums für 
Absolventinnen und Absolventen sechssemestriger Lehramtsstudien gemäß § 38d HG oder § 82c HG in 
der bis 30. September 2019 geltenden Fassung gelten für die Anwendung des § 15 VBG in Verbindung 
mit § 38 VBG als Bachelorstudium mit zumindest 240 ECTS-Anrechnungspunkten. Die Ermittlung der 
gemäß § 15 Abs. 4 VBG vom individuellen Vorbildungsausgleich umfassten angerechneten 
Vordienstzeiten erfolgt für das abgeschlossene Lehramt und für das abgeschlossene Erweiterungsstudium 
jeweils gesondert. Bei der Anwendung des § 15 Abs. 5 VBG sind die ersten zwölf Monate 
(60 ECTS-Anrechnungspunkte) des absolvierten Erweiterungsstudiums dem absolvierten 
Bachelorstudium zuzurechnen. 

(3) § 26 Abs. 3 VBG ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass mit Wirkung für die Dauer der 
Zugehörigkeit zur Entlohnungsgruppe pd nach dieser Bestimmung Zeiten bis zum Höchstausmaß von 
zwölf Jahren berücksichtigt werden können. 

(4) Abweichend von den allgemeinen Bestimmungen über die Vorrückung betragen die für die 
Vorrückung in weitere Entlohnungsstufen erforderlichen Zeiträume in der Entlohnungsgruppe pd 

 1. in die Entlohnungsstufe 2 drei Jahre und sechs Monate, 

 2. in die Entlohnungsstufe 3 fünf Jahre, 

 3. in die Entlohnungsstufe 4 fünf Jahre, 

 4. in die Entlohnungsstufe 5 sechs Jahre, 

 5. in die Entlohnungsstufe 6 sechs Jahre, 

 6. in die Entlohnungsstufe 7 sechs Jahre. 

(5) Während der Dauer einer Ausbildungsphase gemäß § 7 Abs. 2 Z 2 lit. c gebührt das 
Monatsentgelt im Ausmaß von 85% der Beträge gemäß Abs. 1. 

Zuletzt aktualisiert am 

08.01.2026 

Gesetzesnummer 

10008235 

Dokumentnummer 

NOR40274500 


